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Trotz ungünstiger gesamtwirtschaftlicher Rahmenbedingungen und reformbe-
dingter Steuerausfälle konnten die Gebietskörperschaften im Jahre 2004 ihre
Haushaltsfehlbeträge etwas verringern. Als sich abzeichnete, dass die Steuerein-
nahmen merklich niedriger als ursprünglich geplant ausfallen würden, verschärf-
ten die finanzpolitischen Entscheidungsträger ihren restriktiven Kurs bei den Aus-
gaben; vielfach wurden Haushaltssperren verhängt. Im Ergebnis sanken die Aus-
gaben von Bund, Ländern und Gemeinden gegenüber dem Jahr zuvor um 1%,
während die Einnahmen nahezu stagnierten. In finanzstatistischer Abgrenzung
beliefen sich die Finanzierungsdefizite auf knapp 67 Mrd. Euro, nach 69 Mrd.
Euro im Jahre 2003.
Für dieses und das nächste Jahr ist mit einer Fortsetzung des Sparkurses zu rechnen;
die Ausgaben dürften nur geringfügig steigen. Auch die Steuereinnahmen werden
infolge der zögerlichen Konjunkturerholung nur mäßig expandieren; zudem müs-
sen in diesem Jahr aufgrund der dritten und letzten Stufe der Steuerreform erneut
beträchtliche Einnahmeausfälle hingenommen werden. Doch sorgen hohe Priva-
tisierungserlöse vor allem beim Bund dafür, dass sich die Fehlbeträge erheblich
verringern werden: In diesem Jahr dürfte das Defizit der Gebietskörperschaften
auf 57 Mrd. Euro zurückgehen, im nächsten Jahr auf 46 Mrd. Euro. In Abgrenzung
der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR), die für die Überprüfung des
„Maastricht-Kriteriums“ relevant ist, errechnen sich mit 75 bzw. 69 Mrd. Euro aller-
dings deutlich höhere Fehlbeträge, da sich in dieser Abgrenzung Privatisierungs-
erlöse nicht auf das Defizit auswirken.1
Die Konsolidierung der öffentlichen Haushalte kommt nicht voran, weil die Kon-
junktur erneut an Fahrt verloren hat. Vor allem leidet die deutsche Wirtschaft
unter dem Problem einer viel zu schwachen Binnennachfrage.2 Dadurch wird
die Entwicklung der Steuereinnahmen, vornehmlich die der Umsatz- und Lohn-
steuer, gedämpft; auf der Ausgabenseite sind als Folge der hohen Arbeitslosigkeit
höhere Sozialleistungen zu finanzieren. Unter dem Regime des europäischen
Stabilitäts- und Wachstumspakts besteht für die finanzpolitischen Entschei-
dungsträger kaum Spielraum zum Gegensteuern; vielmehr ziehen die konjunk-
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1 Auch andere Transaktionen werden in der VGR nicht gebucht (z.B. Darlehen). Der Ansatz der VGR unterscheidet
sich von der Finanzstatistik dadurch, dass die VGR alle kreislaufrelevanten Aktivitäten zum Zeitpunkt der Produk-
tionswirksamkeit erfasst.
2 Vgl. dazu ausführlich Arbeitskreis Konjunktur: Tendenzen der Wirtschaftsentwicklung 2005/2006. In: Wochen-
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Tabelle 1
Steuereinnahmen 2004 bis 2006
2004 2005 2006 2004 2005 2006
Ist Schätzung Ist Schätzung
Mrd. Euro Veränderung gegenüber
dem Vorjahr in %
Gemeinschaftliche Steuern 296,5 297,8 306,2 –1,0 0,4 2,8
    Lohnsteuer
1 123,9 118,9 120,0 –6,9 –4,0 0,9
    Veranlagte Einkommensteuer
1 5,4 7,7 10,5 17,4 42,6 36,4
    Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag
2 9,9 10,0 10,5 10,0 1,0 5,0
    Zinsabschlag
3 6,8 6,8 6,8 –10,5 0,0 0,0
    Körperschaftsteuer
2 13,1 15,5 16,9 57,8 18,3 9,0
    Steuern vom Umsatz
4 137,4 138,9 141,5 0,3 1,1 1,9
Zölle 3,1 3,2 3,2 6,9 3,2 0,0
Bundessteuern 84,6 83,6 83,8 –2,3 –1,2 0,2
    Mineralölsteuer 41,8 40,5 40,5 –3,2 –3,1 0,0
    Stromsteuer 6,6 6,4 6,4 1,5 –3,0 0,0
    Tabaksteuer 13,6 14,2 14,5 –3,5 4,4 2,1
    Branntweinabgabe 2,2 2,1 2,1 0,0 –4,5 0,0
    Versicherungsteuer 8,8 8,8 8,9 –1,1 0,0 1,1
    Solidaritätszuschlag 10,1 10,2 10,0 –1,9 1,0 –2,0
    Sonstige 1,5 1,4 1,4 7,1 –6,7 0,0
Ländersteuern 19,8 20,0 20,6 5,9 1,0 3,0
    Kraftfahrzeugsteuer 7,7 8,4 8,8 4,1 9,1 4,8
    Erbschaftsteuer 4,3 4,0 4,2 26,5 –7,0 5,0
    Grunderwerbsteuer 4,6 4,4 4,4 –4,2 –4,3 0,0
    Sonstige 3,2 3,2 3,2 3,2 0,0 0,0
Gemeindesteuern 39,0 41,9 44,2 13,4 7,4 5,5
    Gewerbesteuer 28,4 31,0 33,0 17,8 9,2 6,5
   Grundsteuern 9,9 10,2 10,5 3,1 3,0 2,9
    Sonstige 0,7 0,7 0,7 0,0 0,0 0,0
Kassenmäßige Steuereinnahmen
insgesamt 442,8 446,5 458,0 0,1 0,8 2,6
    Bund 187,0 187,2 191,3 –2,6 0,1 2,4
    Länder 179,9 178,3 182,3 1,3 –0,9 2,2
    Gemeinden 56,4 59,0 61,4 8,9 4,6 4,1
    EU 19,6 22,0 23,0 –6,2 12,2 3,2
In Abgrenzung der Finanzstatistik
5 424,9 426,1 436,9 0,5 0,3 2,5
    Bund 209,2 209,4 214,0 –2,3 0,1 2,2
    Länder 164,5 162,9 166,7 1,7 –1,0 2,3
    Gemeinden 51,2 53,8 56,2 9,4 5,1 4,5
Abweichungen in den Summen rundungsbedingt. 4 Bund vorab 5,63%; vom Rest: Gemeinden vorab
2,2%, vom verbleibenden Rest: Bund 50,25%,
1 Beteiligungsverhältnis: Bund 42,5%, Länder 42,5%, Länder 49,75%. Aufteilung auf West- und Ost-
Gemeinden 15%. deutschland im Rahmen des horizontalen Finanz-
2 Beteiligungsverhältnis: Bund 50%, Länder 50%. ausgleichs.
3 Beteiligungsverhältnis: Bund 44%, Länder 44%, 5 Ohne EU-Anteile, einschließlich steuerähnlicher
Gemeinden 12
 %. Abgaben.
Quellen: Bundesministerium der Finanzen; Statistisches
Bundesamt; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
turbedingten Mindereinnahmen und Mehrbelas-
tungen letztlich eine Parallelpolitik auf der Aus-
gabenseite nach sich. Dies erschwert die konjunk-
turelle Erholung.
Entwicklung der Einnahmen in den Jahren
2005 und 2006
Im bisherigen Jahresverlauf haben die Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden na-
hezu stagniert; bis Juli sind sie lediglich um 0,4%
gestiegen. Allerdings sind darin nicht die „reinen“
Gemeindesteuern, insbesondere die Gewerbe- und
Grundsteuer, enthalten, da für sie noch keine Er-
gebnisse vorliegen.
Ein kräftiges Minus (–3,8%) war bis Juli bei der
Lohnsteuer zu verzeichnen. Hier kommt es im lau-
fenden Jahr infolge der Steuerentlastungen zu Ein-
nahmeausfällen von über 8 Mrd. Euro; Minderein-
nahmen von fast 500 Mill. Euro resultieren aus der
Auszahlung der Altersvorsorgezulage im Rahmen
der „Riester-Rente“. Darüber hinaus nimmt die
Lohnsumme nur geringfügig zu, da die Zahl der
sozialversicherungspflichtig Beschäftigten zu-
rückgeht,  die außertariflichen Lohnbestandteile
weiter abgebaut und die Tariflöhne nur sehr mo-
derat angehoben werden. Der starke Anstieg der
Zahl der geringfügig Beschäftigten führt kaum zu
Mehreinnahmen, da auf diese Einkommen nur ge-
ringe Lohnsteuerzahlungen zu leisten sind. Insge-
samt wird das Minus beim kassenmäßigen Lohn-
steueraufkommen für dieses Jahr auf 4% geschätzt
(Tabelle 1); für das nächste Jahr wird ein kleines
Plus erwartet (0,9%).3 Die tariflichen Einkommen
steigen etwas stärker, während sich bei der Be-
schäftigungsentwicklung keine signifikante Ände-
rung abzeichnet. Das Lohnsteueraufkommen im
Januar 2006 wird noch durch die Steuerentlastung
2005 geschmälert, denn dann wird die Versteue-
rung der Dezembergehälter kassenwirksam. Die
Auszahlung der Altersvorsorgezulage wird sich
voraussichtlich mehr als verdoppeln und knapp
1 Mrd. Euro betragen.
Im Gegensatz zur Lohnsteuer entwickeln sich die
gewinnabhängigen Steuern – dies sind die veran-
lagte Einkommensteuer, die nicht veranlagten
Steuern vom Ertrag sowie die Körperschaft- und
die Gewerbesteuer – sehr dynamisch. Bereits im
vergangenen Jahr hatten diese Steuern kräftig ex-
pandiert, wobei neben der stark verbesserten Ge-
winnlage der Unternehmen und einer entsprechen-
den Anpassung der Vorauszahlungen4 auch steuer-
rechtliche Änderungen eine Rolle spielten.5 Bei der
Körperschaftsteuer wird das kassenmäßige Plus
für dieses Jahr auf 18% geschätzt; für den starken
Zuwachs sind ähnliche Einflüsse maßgebend wie
3 Die hier vorgelegte Steuerschätzung basiert im Wesentlichen auf der
jüngsten Konjunkturprognose des DIW Berlin; die dort angenommenen
gesamtwirtschaftlichen Rahmenbedingungen unterscheiden sich nur
wenig von der Projektion der Bundesregierung, die den Überlegungen
des „Arbeitskreises Steuerschätzungen“ zugrunde gelegen haben.
4 Neben den Vorauszahlungen wird das Kassenaufkommen geprägt
von den Abschlusszahlungen für vorausgegangene Jahre.
5 Zu nennen sind insbesondere das Moratorium für die Nutzung noch
bestehender Körperschaftsteuerguthaben aus der Zeit vor der Unter-
nehmenssteuerreform, wonach die Steuerguthaben der Unternehmen
für einen Zeitraum von drei Jahren nicht ausgezahlt werden dürfen,
ebenso die Einführung einer Mindeststeuer, indem Verluste aus den
Vorjahren nur noch bis zu 60% des Gesamtbetrags der Einkünfte ver-
rechnet werden können.
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im Vorjahr.6 Allerdings ist zu berücksichtigen, dass
die Kassenentwicklung durch einen negativen Ba-
siseffekt im Vorjahr um 700 Mill. Euro überhöht
ist. Für das nächste Jahr wird das Plus bei der Kör-
perschaftsteuer auf 9% veranschlagt. Hingegen
wird die nicht veranlagte Steuer vom Ertrag nur
schwach steigen, obwohl die Ausschüttungen der
Unternehmen offensichtlich stark zugenommen ha-
ben. Die Ursache hierfür liegt vor allem in der (kor-
respondierenden) Überhöhung der Kasseneingänge
im Vorjahr um 700 Mill. Euro. Für das nächste Jahr
wird mit einer Zunahme um 5% gerechnet. Auch
für die Gewerbesteuer wird nach dem überaus
kräftigen Zuwachs im Vorjahr (18%) nochmals
ein starker Zuwachs – um 9% – prognostiziert.
Die gute Gewinnsituation wird auch im kommen-
den Jahr für ein deutliches Plus (6,5%) sorgen.
Bei den kassenmäßigen Einnahmen aus der veran-
lagten Einkommensteuer handelt es sich faktisch
um eine Restgröße, denn aus diesem Topf werden
die Steuererstattungen an Arbeitnehmer (§ 46
EStG), die Eigenheimzulage und die Investitions-
zulagen gezahlt. Die Steuerschuld selbst entsteht
durch die Veranlagung der sieben Einkunftsarten,
wobei zwischen Festsetzung der endgültigen
Steuerschuld und der Einkommenserzielung im
Durchschnitt zwei Jahre liegen; auf die aktuellen
Einkommen werden Steuervorauszahlungen ent-
richtet. Die Entwicklung der Kasseneingänge bis
Juli lässt erwarten, dass am Jahresende ein merkli-
ches Plus in den Büchern steht. Mit einem Volu-
men von 7,7 Mrd. Euro dürfte das Vorjahresergeb-
nis (5,4 Mrd. Euro) deutlich übertroffen werden.
Hierzu tragen vor allem die Kürzung der Eigen-
heimzulage und die niedrigeren Erstattungen nach
§ 46 EStG bei; allein dadurch verringern sich die
Auszahlungen um 1 Mrd. Euro. Der Rückgang bei
den Erstattungen beruht darauf, dass Anfang 2005
die Senkung der Entfernungspauschale und des
Arbeitnehmerpauschbetrags sowie die Minderung
der Abzugsfähigkeit der Beiträge für Lebensversi-
cherungen wirksam wurde. Zu Mehreinnahmen in
Höhe von 500 Mill. Euro hat die befristete „Brücke
in die Steuerehrlichkeit“ geführt; bereits im Vorjahr
hatte dieses Gesetz zusätzliche Einnahmen in Höhe
von 900 Mill. Euro erbracht. Hingegen wird das
Aufkommen durch verschiedene Steuerrechtsän-
derungen um über 2,5 Mrd. Euro geschmälert; ins-
besondere schlagen die Ausfälle im Zusammen-
hang mit der dritten Stufe der Steuerreform zu Bu-
che.
Alles in allem wird das Bruttoaufkommen an ver-
anlagter Einkommensteuer in diesem Jahr um 8%
auf 43 Mrd. Euro steigen. Im kommenden Jahr ist
infolge der Einkommensentwicklung ein Zuwachs
des Bruttoaufkommens um 5% wahrscheinlich.
Noch kräftiger wird wohl das Kassenaufkommen
expandieren (36%). Zum einen schlagen die auf-
kommensmindernden Steuerrechtsänderungen we-
niger stark zu Buche, zum anderen schrumpfen die
Auszahlungen für die Eigenheim- und die Investi-
tionszulage.
Die Einnahmen aus der Zinsbesteuerung dürften
2005 und 2006 stagnieren. So werden aufgrund des
niedrigen Zinsniveaus bei der Wiederanlage von
hochverzinslichen Altanleihen geringere Zinsein-
künfte erzielt; außerdem sind festverzinsliche Pa-
piere zu Aktien umgeschichtet worden.
Auch in diesem Jahr werden sich die Steuern vom
Umsatz etwas schwächer als das Bruttoinlandspro-
dukt entwickeln. Bis einschließlich Juli hat sich
das Aufkommen gegenüber dem vergleichbaren
Vorjahreszeitraum kaum erhöht (0,4%); über das
ganze Jahr gesehen wird ein Zuwachs um 1,1%
prognostiziert. Darin kommt zum Ausdruck, dass
die konjunkturelle Entwicklung von den Exporten
getragen wird, auf die keine Umsatzsteuer zu leis-
ten ist. Bemessungsgrundlage für die Steuern vom
Umsatz ist vielmehr die sog. modifizierte inländi-
sche Verwendung, also die Binnennachfrage (ab-
züglich der privaten Anlageinvestitionen); sie hat
sich im bisherigen Jahresverlauf nur sehr schwach
entwickelt. Möglicherweise haben die nicht be-
steuerten Konsumgüter bzw. die Güter, die dem
ermäßigten Steuersatz unterliegen, an Gewicht ge-
wonnen und das Aufkommen gedrückt.7 Hingegen
scheint der Einfluss der Steuerhinterziehung durch
betrügerische „Karussellgeschäfte“ zurückge-
drängt worden zu sein.8 Für den weiteren Jahres-
verlauf wird ein leicht beschleunigter Anstieg der
Kasseneingänge unterstellt, da auch die Konjunk-
tur anziehen dürfte. Für das nächste Jahr wird mit
einem Zuwachs um knapp 2% gerechnet; dies ent-
spricht der prognostizierten Entwicklung der Be-
messungsgrundlage.
Die Entwicklung der verbrauchsabhängigen Steu-
ern ist durch sinkende Einnahmen aus der Mine-
ralölsteuer und auch aus der Stromsteuer gekenn-
zeichnet. Diese Einbußen resultieren daraus, dass
die Konsumenten auf die stark gestiegenen Ener-
giepreise mit Verbrauchszurückhaltung reagieren
bzw. in grenznahen Gebieten verstärkt im Ausland
tanken. Dabei verringerte sich wie in den Vorjah-
ren der Verbrauch von Leichtöl (Benzin) stärker
6 Dieser Entwicklung liegt ein geschätzter Anstieg der Bruttoeinkom-
men aus Unternehmertätigkeit und Vermögen um 8% zugrunde; dabei
dürften die Gewinne, insbesondere die der größeren Unternehmen, stär-
ker zunehmen als die Vermögenseinkommen.
7 Im Durchschnitt werden 60% der privaten Konsumausgaben mit
dem normalen Steuersatz belegt, während 15% dem ermäßigten Satz
unterliegen und ein Viertel gar nicht besteuert wird.
8 Vgl. A. Gebauer und R. Parsche: Leichtes Absinken der Mehrwert-
steuerhinterziehungsquote im Jahr 2005. In: Ifo-Schnelldienst, Nr. 9/
2005.
Öffentliche Haushalte 2005/2006: Hohe Privatisierungserlöse ermöglichen spürbaren DefizitabbauWochenbericht des DIW Berlin Nr. 36/2005 516
als der von Diesel, das heißt, der Trend zur Substi-
tution von Otto-Pkw durch Diesel-Pkw setzte sich
fort. Bis Juli betrug das Minus bei der Mineralöl-
steuer gegenüber dem gleichen Vorjahreszeitraum
3,9%; bei der Stromsteuer waren es 3,5%. Auf
das ganze Jahr gesehen wird ein Rückgang um je-
weils etwa 3% erwartet. Auch die Erhöhungen bei
der Tabaksteuer9 führen zu Verbrauchsreaktionen
in Form von Konsumzurückhaltung und Substitu-
tion. So geht der versteuerte Verbrauch von Ziga-
retten deutlich zurück, während sich gleichzeitig
der von Feinschnitt erhöht.
Bei den übrigen Steuern zeigt sich eine uneinheit-
liche Tendenz. Die Erbschaftsteuer ist stark rück-
läufig; allerdings verbirgt sich dahinter ein Basis-
effekt, denn im Jahre 2004 war das Aufkommen
wegen einer Sonderentwicklung überhöht. Hinge-
gen erbringt die Kraftfahrzeugsteuer in diesem Jahr
erhebliche Mehreinnahmen, weil nunmehr immer
mehr Kraftfahrzeuge, die ehemals von der Steuer
befreit waren, steuerpflichtig werden; von 2006 an
sind alle Fahrzeuge steuerpflichtig. Hinzu kommt,
dass der Anteil der Dieselfahrzeuge bei den Neu-
zulassungen kräftig steigt. Etwas gedämpft wird
das Aufkommen dadurch, dass zugleich der Anteil
der schadstoffarmen Autos zunimmt.
Alles in allem ergibt die hier vorgelegte Voraus-
schätzung der Steuereinnahmen von Bund, Län-
dern und Gemeinden für dieses Jahr einen Betrag
von 446,5 Mrd. Euro; für das nächste Jahr kann
mit 458 Mrd. Euro gerechnet werden. Diese Schät-
zung liegt um jeweils 1,5 Mrd. Euro über dem Er-
gebnis des „Arbeitskreises Steuerschätzungen“.
Eine etwas günstigere Entwicklung wird bei der
Lohnsteuer, der veranlagten Einkommensteuer und
insbesondere der Gewerbesteuer prognostiziert,
während die Einnahmen aus der Körperschaftsteuer,
Mineralölsteuer und auch Stromsteuer  voraus-
sichtlich etwas niedriger ausfallen werden.
Zum Ausgleich der hohen Steuerausfälle, die im
November 2004 geschätzt und in den aktuellen
Haushaltsplan eingestellt worden waren, will der
Bund in diesem Jahr Vermögen in einer Größen-
ordnung von 15 Mrd. Euro veräußern. Ziel dieser
Maßnahmen ist es, einen verfassungsgemäßen
Haushalt vorzulegen. Bereits im Vorjahr hatte der
Bund aus dem Verkauf von sog. Russlandforde-
rungen am Kapitalmarkt fast 5 Mrd. Euro einge-
nommen.10 In diesem Jahr sollen auf diese Weise
7 Mrd. Euro erzielt werden. Im Juli verkaufte der
Bund seine Anteile an der Post und Anteile an der
Telekom an die bundeseigene Kreditanstalt für
Wiederaufbau (KfW). Die Bank zahlte hierfür
5 Mrd. Euro und damit 1,4 Mrd. Euro weniger, als
dem Börsenwert entsprach.11 Noch höhere Vermö-
gensveräußerungen sind für das nächste Jahr ge-
plant (22 Mrd. Euro); auch dann werden Anteile
an der Post und der Telekom bei der KfW „ge-
parkt“ und Forderungen verkauft. Doch zeichnet
sich ab, dass diese Finanzierungsquellen bald ver-
siegen. Die Gewinnabführung der Bundesbank fällt
in diesem Jahr kaum höher aus als im Vorjahr; der
Jahresüberschuss 2004 betrug lediglich knapp 700
Mill. Euro. Auch im nächsten Jahr dürften keine
nennenswert höheren Einnahmen anfallen.
Bei den sonstigen Einnahmen sind in diesem Jahr
zwei Sonderfaktoren zu berücksichtigen. Zum ei-
nen überweist die Bundesagentur für Arbeit einen
„Aussteuerungsbetrag“ an den Bundeshaushalt,
dessen Höhe von der Zahl der Personen, die inner-
halb eines Jahres als Empfänger von Arbeitslosen-
geld in die sog. Grundsicherung für Arbeitssu-
chende überwechseln, abhängt. Er ist mit 6,7 Mrd.
Euro angesetzt, dürfte aber deutlich niedriger aus-
fallen. Zum anderen können die Länder in diesem
Jahr einmalige Einnahmen in Höhe von über 3 Mrd.
Euro verbuchen, da einige Länder von ihren Lan-
desbanken rückwirkend Zinsen auf Vermögen er-
halten, das sie ihnen in früheren Jahren übertragen
hatten.
In der Schätzung nicht enthalten sind die Einnah-
men, die der Postbeamtenversorgungskasse durch
den Verkauf eines Teils ihrer Forderungen an die
Postnachfolgeunternehmen Telekom und Post zu-
fließen. Diese Kasse zählt nicht zum Bundeshaus-
halt. Durch den Verkauf der Forderungen entfällt
aber der Zuschuss des Bundes, der ansonsten fällig
geworden wäre; hierfür waren indes keine Mittel
im Haushaltsplan des Bundes vorgesehen. In dem
Maße, wie sich die Mittel der Postnachfolgeunter-
nehmen künftig verringern, muss der Bund in Zu-
kunft höhere Zuschüsse an die Versorgungskasse
leisten.
Entwicklung der Ausgaben 2005 und 2006
Auf die Steuerausfälle reagierten die finanzpoliti-
schen Entscheidungsträger auf allen Haushalts-
ebenen mit Einsparungen auf der Ausgabenseite.
Zunächst wurden vor allem jene Ausgaben gekürzt,
bei denen dies kurzfristig möglich ist, also insbe-
sondere die öffentlichen Investitionen; aber auch
auf Neueinstellungen und Ersatzeinstellungen im
öffentlichen Dienst wurde verzichtet. In der Folge
9 Die Tabaksteuer wurde in zwei Schritten – zum 1. März und zum 1. De-
zember 2004 – um je 1,2 Cent je Zigarette erhöht.
10 Ursprünglich hatte der Bund deutschen Exporteuren bei Lieferungen
in die Russische Föderation Garantien gewährt. Aufgrund von Zahlungs-
schwierigkeiten der russischen Importeure gingen die Forderungen der
Exporteure auf den Bund über. Dieser veräußerte einen Teil der Forde-
rungen am Kapitalmarkt mit dem Ziel, das Ausfallrisiko auf die Märkte
zu verlagern.
11 Vgl. Süddeutsche Zeitung vom 19. Juli 2005, S. 21.
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Tabelle 2
Einnahmen und Ausgaben der Gebietskörperschaften







3 Ostdeutschland Westdeutschland Ostdeutschland
2004 2005 2006 2004 2005 2006 2004 2005 2006 2004 2005 2006 2004 2005 2006 2004 2005 2006 2004 2005 2006
Ist Schätzung Ist Schätzung Ist Schätzung Ist Schätzung Ist Schätzung Ist Schätzung Ist Schätzung
In Mrd. Euro
Einnahmen 233,8 246,6 254,2 17,4 13,8 13,2 189,5 191,8 191,6 48,0 48,5 48,7 120,4 124,3 126,6 24,8 25,3 25,1 525,9 542,5 552,8
    Steuern u.Ä. 209,0 209,3 213,8 0,2 0,2 0,2 141,1 139,7 143,0 23,4 23,2 23,7 46,6 49,0 51,2 4,6 4,8 5,0 424,9 426,2 436,9
    Zahlungen von Gebietskörperschaften 3,3 3,2 3,2 8,0 5,5 5,7 25,0 25,7 25,1 15,9 16,6 16,2 33,0 34,0 33,8 14,0 14,4 14,0 – – –
    Zahlungen von Sondervermögen 0,7 0,7 0,7 – – – – – 1,1 1,1 1,1 – – – ––––––
    Länderfinanzausgleich – –––––4 , 0 3 , 8 3 , 9 3 , 0 2 , 8 2 , 9 –––––––––
    Einnahmen aus wirtschaftl. Tätigkeit
4 1,0 1,5 2,0 – – – 4,1 4,2 4,2 0,4 0,4 0,4 7,3 7,5 7,6 1,3 1,3 1,3 14,1 14,9 15,5
    Gebühren u.Ä. 1,8 1,9 2,0 – – – 4,8 4,9 4,9 0,6 0,6 0,6 14,1 14,2 14,2 2,0 2,0 2,0 23,3 23,6 23,7
    Veräußerung von Vermögen
4 9,4 16,0 21,0 0,1 0,1 0,1 2,2 2,0 2,0 0,1 0,2 0,2 5,4 5,5 5,6 0,8 0,8 0,8 18,0 24,6 29,7
    Sonstige Einnahmen 8,6 14,0 11,5 9,1 8,0 7,2 8,3 11,5 8,5 3,5 3,6 3,6 14,0 14,1 14,2 2,1 2,0 2,0 45,6 53,2 47,0
Ausgaben 273,6 284,5 282,9 15,5 13,5 11,6 210,5 208,5 209,2 51,7 51,8 51,7 124,2 124,3 124,8 24,9 24,7 24,9 592,6 599,4 598,6
    Personalausgaben 26,8 26,6 26,5 7,2 7,0 6,8 83,8 82,8 82,5 13,6 13,4 13,3 33,3 33,3 33,3 7,2 7,1 7,1 171,9 170,2 169,5
    Laufender Sachaufwand 16,9 16,8 16,7 0,1 0,1 0,1 18,8 18,9 19,1 3,0 3,0 3,1 24,5 24,7 24,8 4,7 4,7 4,8 68,0 68,2 68,6
    Zinsausgaben 36,3 37,0 38,0 2,9 1,6 1,5 17,4 18,0 18,7 3,4 3,5 3,6 4,0 4,1 4,1 0,7 0,8 0,8 64,7 65,0 66,7
        darunter: an Gebietskörperschaften – –––––0 , 1 0 , 1 0 , 1 –––0 , 1 0 , 1 0 , 1 ––––––
    Laufende Übertragungen 170,9 183,0 181,4 1,6 1,3 – 69,5 68,8 69,8 20,6 21,3 21,5 43,4 43,4 43,9 7,0 7,0 7,1 222,5 232,4 231,5
        Gebietskörperschaften 28,9 31,0 30,5 0,9 0,7 0,7 28,5 30,0 30,5 13,2 14,0 14,0 3,9 4,0 4,1 0,1 0,1 0,1 – – –
        Länderfinanzausgleich – –––––7 , 0 6 , 6 6 , 8 ––––––––––––
        Sondervermögen 7,8 5,3 5,5 – – – 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 – – – ––––––
        Sozialversicherungen 90,1 95,5 95,0 – – – 0,3 0,3 0,3 – 0,1 0,1 0,2 0,2 0,2 – – – 90,6 96,1 95,6
        Soziale Leistungen 25,4 33,0 32,5 – – – 9,4 7,7 8,0 1,9 1,6 1,7 27,3 27,0 26,5 4,6 4,6 4,6 68,6 73,9 73,3
        Unternehmen 15,1 14,5 14,2 0,7 0,6 0,6 16,9 16,8 16,7 4,0 4,1 4,1 3,8 3,9 4,0 1,2 1,2 1,2 41,7 41,1 40,8
        Ausland 2,8 2,9 2,9 – – – 0,4 0,4 0,4 –––––––––3 , 2 3 , 3 3 , 3
        Soziale Einrichtungen 0,8 0,8 0,8 – – – 5,8 5,9 6,0 0,9 0,9 1,0 6,1 6,2 6,3 0,9 0,9 1,0 14,5 14,7 15,1
        Sonstige – –––––1 , 1 1 , 0 1 , 0 0 , 5 0 , 5 0 , 5 2 , 1 2 , 1 2 , 2 0 , 2 0 , 2 0 , 2 3 , 9 3 , 8 3 , 9
    Sachinvestitionen 6,9 6,4 6,1 0,1 0,1 0,1 4,7 4,3 4,1 2,0 1,9 1,8 15,3 15,2 15,8 4,5 4,3 4,3 33,5 32,2 32,2
    Vermögensübertragungen 12,9 12,0 11,6 1,1 1,1 1,1 13,5 13,0 12,5 8,7 8,3 8,0 2,1 2,0 2,0 0,7 0,7 0,7 21,7 21,1 20,5
        Gebietsübertragungen 5,6 5,0 4,8 1,1 1,1 1,1 5,9 5,6 5,3 4,2 3,9 3,7 0,3 0,3 0,4 0,1 0,1 0,1 – – –
        Sondervermögen – ––––––––––––––––––––
        Ausland 2,2 2,2 2,2 – – – – – – –––––––––2 , 2 2 , 2 2 , 2
        Sonstige 5,1 4,8 4,6 – – – 7,6 7,4 7,2 4,5 4,4 4,3 1,7 1,7 1,6 0,6 0,6 0,6 19,5 18,9 18,3
    Darlehen, Beteiligungen, Tilgungen 2,9 2,7 2,6 2,5 2,3 2,0 2,8 2,7 2,5 0,4 0,4 0,4 1,6 1,6 1,5 0,1 0,1 0,1 10,3 9,8 9,1
        darunter: an Gebietskörperschaften 0,1 0,1 0,1 – – – 0,3 0,2 0,2 ––––––––––––
Finanzierungssaldo –39,8 –37,9 –28,6 1,9 0,3 1,6 –21,0 –16,7 –17,6 –3,7 –3,3 –3,0 –3,8 0,0 1,8 –0,1 0,6 0,2 –66,7 –56,9 –45,8
Veränderung gegenüber  dem Vorjahr
in %
Einnahmen –3,2 5,5 3,1 –37,6 –20,7 –4,3 2,3 1,2 –0,1 –0,2 1,0 0,4 3,3 3,2 1,9 1,6 2,4 –0,8 –0,2 3,2 1,9
    Steuern u.Ä. –2,3 0,1 2,2 0,0 0,0 0,0 1,6 –1,0 2,4 2,2 –0,9 2,2 9,1 5,2 4,5 12,2 4,3 4,2 0,5 0,3 2,5
Ausgaben –2,6 4,0 –0,6 –12,3 –12,9 –14,1 –0,6 –1,0 0,3 –2,8 0,2 –0,2 –0,1 –0,1 0,4 –1,2 –0,8 0,8 –0,6 1,1 –0,1
    Personalausgaben –1,5 –0,7 –0,4 –5,3 –2,8 –2,9 0,6 –1,2 –0,4 –1,4 –1,5 –0,7 0,6 0,0 0,0 –1,4 –1,4 0,0 –0,2 –1,0 –0,4
    Laufender Sachaufwand –1,7 –0,6 –0,6 0,0 0,0 0,0 0,5 0,5 1,1 –3,2 2,9 3,3 0,4 0,8 0,4 –2,1 0,0 2,1 –0,4 0,3 0,6
    Zinsausgaben –1,6 1,9 2,7 –6,5 –44,8 –6,3 1,8 3,4 3,9 0,0 2,9 2,8 –7,0 2,5 0,0 –12,5 14,3 0,0 –1,4 0,5 2,6
    Laufende Übertragungen –1,4 7,1 –0,9 –35,5 –18,8 – 0,6 –1,0 1,5 –1,4 3,4 0,2 3,3 0,0 –0,2 6,1 0,0 – 1,1 4,2 –0,4
        Gebietskörperschaften 0,3 7,3 –1,6 –43,8 –22,2 – 1,1 5,3 1,7 –2,2 6,1 0,9 –2,5 2,6 2,5 0,0 0,0 1,4 – – –
        Sozialversicherungen –0,6 6,0 –0,6 – – – 0,0 0,0 0,0 – – 0,0 0,0 0,0 0,0 – – – –0,5 7,7 –0,8
        Soziale Leistungen 7,2 28,0 –1,5 – – – 1,1 –18,1 3,9 5,6 –15,8 6,3 4,2 –1,1 –1,9 9,5 0,0 0,0 5,2 5,5 –0,8
        Unternehmen –3,8 –4,0 –2,1 –12,5 –14,3 – 0,6 –0,6 –0,6 2,6 2,5 0,0 8,6 2,6 2,6 0,0 0,0 0,0 –0,5 –1,4 2,7
    Sachinvestitionen 3,0 –7,2 –4,7 0,0 0,0 – –4,1 –8,5 –4,7 –9,1 –5,0 –5,3 –7,8 –0,7 3,9 –6,3 –4,4 0,0 –5,1 –3,9 0,0
    Vermögensübertragungen –20,4 –7,0 –3,3 –31,3 0,0 – –14,0 –3,7 3,9 –6,5 –4,6 –3,6 –8,7 –4,8 0,0 –12,5 0,0 0,0 –8,4 –2,8 –3,1
    Darlehen, Beteiligungen, Tilgungen –9,4 –6,9 –3,7 –7,4 –8,0 0,0 –6,7 –3,6 –0,6 –20,0 –2,2 –2,3 0,0 0,0 –6,2 0,0 0,0 0,0 –7,2 –4,9 –7,1
1 In der Abgrenzung der Finanzstatistik, ohne Krankenhäuser mit kaufmännischem Rechnungswesen. Die Anteile aus der Mineralölsteuer im Zuge der Regionalisierung des Personennahverkehrs werden als
2 Ergänzungszuweisungen des Bundes an die finanzschwachen Länder sowie die hierfür verwendeten Zuweisungen des Bundes an die Länder gebucht.
Umsatzsteuereinnahmen werden beim Bund als Ausgaben und Einnahmen, also „brutto“, nachgewiesen. 3 Einschließlich Berlins.
4 Sachvermögen und Beteiligungen.
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
wurden auch andere Ausgaben reduziert. So wur-
den die Anspruchsvoraussetzungen für den Bezug
von Sozialleistungen verschärft, Versorgungsstan-
dards in öffentlichen Einrichtungen herabgesetzt
und das Urlaubs- und Weihnachtsgeld im öffentli-
chen Dienst – bei ohnehin äußerst moderaten Ta-
rifanhebungen – gekappt. Im vergangenen Jahr
sind die Ausgaben der Gebietskörperschaften zu-
rückgegangen.
In diesem Jahr werden die Ausgaben voraussicht-
lich um 1% zunehmen, im nächsten Jahr – folgt
man der hier vorgelegten Schätzung – stagnieren
(Tabelle 2). Dabei werden die Personalaufwen-
dungen neuerlich rückläufig sein, da weiter Perso-
nal abgebaut und die Einkommen im öffentlichen
Dienst per saldo nicht steigen. Moderat wird der
Anstieg beim laufenden Sachaufwand ausfallen,
wobei höhere Energiekosten in Rechnung zu stel-
len sind.
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Einen Zuwachs um wohl reichlich 4% werden die
laufenden Übertragungen in diesem Jahr verzeich-
nen. Geprägt wird die Entwicklung vor allem von
den Änderungen in der Arbeitsmarktpolitik und bei
der Sozialhilfe. So wurde der Bundesagentur für
Arbeit zum Jahresbeginn grundsätzlich die Ver-
waltungskompetenz für die neue sog. Grundsiche-
rung für Arbeitssuchende nach dem „Hartz IV-Ge-
setz“12 übertragen; finanziert werden diese Maß-
nahmen jedoch durch den Bundeshaushalt.13 Zu-
gleich überweist die Bundesanstalt einen „Aus-
steuerungsbetrag“ an den Bundeshaushalt, und
zwar für solche Personen, die nach Auslaufen des
Arbeitslosengeldes Hilfen im Rahmen der Grund-
sicherung beanspruchen. Neben der Bundesagen-
tur wurden 69 sog. Optionskommunen ebenfalls als
Träger dieser Grundsicherung zugelassen, so dass
ein Teil der Mittel für die Grundsicherung den Ge-
meinden zufließt. Insgesamt sind im Bundeshaus-
halt für die Grundsicherung für Arbeitssuchende
27,7 Mrd. Euro eingestellt. Tatsächlich wurde bei
der Planaufstellung dieser Betrag viel zu niedrig
bemessen; bereits bis Ende Juli waren für diesen
Zweck fast 20 Mrd. Euro geleistet worden. Wahr-
scheinlich müssen insgesamt 34 Mrd. Euro gezahlt
werden, so dass noch mindestens 7 Mrd. Euro feh-
len. Im nächsten Jahr dürften keine Mehraufwen-
dungen in diesem Bereich erforderlich werden. Wie
bisher muss der Bund die Defizite der Bundesagen-
tur decken; im Haushaltsplan sind hierfür 4 Mrd.
Euro vorgesehen, doch wird wohl bis zum Jahres-
ende ein Fehlbetrag von 5 Mrd. Euro aufgelaufen
sein. Aufgrund der zeitlichen Einschränkungen
beim Bezug von Arbeitslosengeld wird dieser Be-
trag im nächsten Jahr voraussichtlich etwas kleiner
ausfallen.
Geringere Beträge werden für das Wohngeld, das
Erziehungsgeld und auch für die Versorgung von
Kriegsopfern geleistet, weil die Zahl der An-
spruchsberechtigten sinkt bzw. Rechtsänderungen
in Kraft getreten sind.14 Ebenfalls gekürzt werden
die Subventionen für den Kohlenbergbau. Auch
der große Block der Zuschüsse des Bundes an die
Rentenversicherung, die vor allem zum Ausgleich
von versicherungsfremden Leistungen dienen, wer-
den sich nur geringfügig erhöhen. Dies liegt vor
allem an den stagnierenden Einkommen je beschäf-
tigten Arbeitnehmer und den unveränderten Bei-
tragssätzen, an denen sich der Bundeszuschuss
orientiert. Für das nächste Jahr ist mit einer ähnli-
chen Entwicklung zu rechnen. Insgesamt ist dann
bei den laufenden Transferzahlungen ein leichtes
Minus wahrscheinlich.
Bei den öffentlichen Sachinvestitionen werden die
Ausgaben von Bund, Ländern und Gemeinden in
diesem Jahr abermals schrumpfen (–4%). Im
nächsten Jahr dürfte es nach dem viele Jahre an-
haltenden Verfall zu einer Trendwende kommen,
da sich die Finanzlage der Gemeinden, die rund
60% aller öffentlichen Investitionen tätigen, spür-
bar bessert. Allerdings werden die Länder und auch
der Bund ihre Investitionshaushalte weiter zu-
rückfahren, so dass insgesamt die Sachinvestitio-
nen stagnieren. Die Investitionszuschüsse werden
sich rückläufig entwickeln; insbesondere die re-
gionalen Fördermaßnahmen werden merklich be-
schnitten.
Infolge der hohen Neuverschuldung ist ein An-
stieg der Zinsausgaben zu erwarten. In den letzten
Jahren sind sie allerdings – trotz der hohen Haus-
haltsfehlbeträge – gesunken. Gedämpft wurde die
Entwicklung durch die sinkenden Zinsen auf den
Geld- und Kapitalmärkten, wodurch es auch in er-
heblichem Umfang zu Umschuldungen von hoch-
verzinslichen Altschulden zu niedriger verzinsli-
chen neuen Krediten gekommen ist. Eine Rolle
mag zudem ein effizienteres Schuldenmanagement
der öffentlichen Haushalte gespielt haben. Auch
im Prognosezeitraum werden höher verzinsliche
Kredite durch niedriger verzinsliche Kredite abge-
löst, doch dürfte dieser Effekt an Einfluss verlieren.
Bei unverändertem Zinsniveau wird mit einem et-
was stärkeren Zuwachs der Zinsausgaben (knapp
3%) gerechnet.
Finanzielle Lage nach Haushaltsebenen
In diesem und im nächsten Jahr werden die Finan-
zierungsdefizite in den Haushalten der Gebiets-
körperschaften wohl merklich zurückgehen. Bei
nahezu stagnierenden Ausgaben und allmählich
steigenden Steuereinnahmen dürften die Fehlbe-
träge von Bund (einschließlich Sondervermögen),
Ländern und Gemeinden eine Größenordnung von
57 Mrd. Euro in diesem und 46 Mrd. Euro im
nächsten Jahr erreichen; im Vorjahr betrug das
Defizit 67 Mrd. Euro (Tabelle 3). Ein großer Teil
des Defizitabbaus in den Jahren 2005 und 2006
12 In dieser Grundsicherung sind vor allem das Arbeitslosengeld II, das
an die Stelle der Arbeitslosenhilfe und der Sozialhilfe für erwerbsfähige
Personen getreten ist, und die Leistungen zur Eingliederung in Arbeit
(z.B. die sog. Ein-Euro-Jobs) enthalten. Hinzu kommen sowohl die Mittel,
mit denen sich der Bund an den von den Gemeinden zu erstattenden
Kosten für Unterkunft und Heizung beteiligt, als auch die Kosten für
die Verwaltung dort, wo Gemeinden und die Arbeitsagentur Arbeits-
gemeinschaften gebildet haben.
13 Die Mittel, die im Rahmen der Grundsicherung für Arbeitssuchende
über die Gemeinden und die Bundesagentur für Arbeit an Dritte flie-
ßen, werden weder als Einnahmen und Ausgaben in den Kommunal-
haushalten noch im Haushalt der Bundesagentur für Arbeit gebucht;
vielmehr wurde vereinbart, dass diese Transaktionen allein im Bundes-
haushalt als kassenwirksame Aktivität erscheinen und in den anderen
Haushalten lediglich „nachrichtlich“ aufgeführt werden.
14 Aufgrund der Änderungen im Zusammenhang mit „Hartz IV“ erhal-
ten nur noch diejenigen Haushalte Wohngeld, die keine Transferleis-
tungen wie das Arbeitslosengeld II beziehen. Bezieher von Transferleis-
tungen erhalten Zuschüsse zu ihren Unterkunftskosten aufgrund anderer
rechtlicher Regelungen.
Öffentliche Haushalte 2005/2006: Hohe Privatisierungserlöse ermöglichen spürbaren Defizitabbau519 Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 36/2005
Tabelle 3
Defizite von Bund, Ländern und Gemeinden in der volkswirtschaft-
lichen Gesamtrechnung und der Finanzstatistik 2001 bis 2006
In Mrd. Euro





    Finanzstatistik –16,0 –23,8 –29,3 –37,9 –37,6 –27,0
    VGR –27,5 –36,1 –39,6 –50,9 –55,5 –50,0
Länder
    Finanzstatistik –26,8 –31,2 –31,7 –24,7 –20,0 –20,6
    VGR –27,3 –32,2 –30,7 –25,1 –20,5 –21,0
Gemeinden
    Finanzstatistik –4,0 –4,7 –8,5 –3,9 0,6 2,0
    VGR –1,1 –4,4 –8,3 –3,9 1,0 2,0
Gebietskörperschaften
insgesamt
    Finanzstatistik –46,8 –59,7 –69,5 –66,5 –56,3 –45,8
    VGR –55,8 –72,7 –78,6 –79,9 –75,0 –69,0
1 Schätzungen des DIW Berlin. 2 Einschließlich Sondervermögen.
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen
des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
beruht darauf, dass der Bund vermehrt Vermögen
veräußert. In Abgrenzung der VGR werden sich die
Defizite der Gebietskörperschaften voraussichtlich
auf 75 bzw. 69 Mrd. Euro belaufen. Berücksichtigt
man noch die Sozialversicherungen, so ergeben
sich für das gesamte Staatsdefizit überschlägig 80
bzw. 72 Mrd. Euro; dies entspricht Defizitquoten
von 3,6 bzw. 3,1%. Der Schuldenstand in Abgren-
zung des Maastricht-Vertrags wird auf 66,6%
bzw. 67,1% steigen (Tabelle 4).
Wie bereits in den Jahren zuvor wird das Defizit
des Bundes mit 38 Mrd. Euro weit höher als im
Haushaltsplan vorgesehen (22,3 Mrd. Euro) aus-
fallen. Damit wird auch die vom Grundgesetz vor-
gegebene Kreditobergrenze überschritten, sofern
man die Frage ausklammert, ob eine Störung des
gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts vorliegt.
In erster Linie ist diese Entwicklung auf die höhe-
ren Aufwendungen beim Arbeitslosengeld II, aber
auch auf den niedrigeren Bundesbankgewinn und
auf Steuerausfälle – gegenüber der Schätzung des
Arbeitskreises Steuerschätzungen vom November
2004 – zurückzuführen. Für das kommende Jahr
signalisiert die prognostizierte Entwicklung eben-
falls ein Überschreiten der geplanten Nettokredit-
aufnahme, obwohl bei den Ausgaben ein leichter
Rückgang für wahrscheinlich gehalten wird; die
hier vorgelegte Schätzung kommt auf ein Defizit
des Bundes in Höhe von knapp 29 Mrd. Euro.
Die Sondervermögen des Bundes werden in bei-
den Jahren voraussichtlich geringe Überschüsse
erwirtschaften; der Schuldenabbau beim Erblas-
tentilgungsfonds wird kaum vorankommen, weil
die Bundesbank nur niedrige Gewinne an den
Bundeshaushalt überweist und deshalb keine zu-
sätzlichen Mittel für diesen Fonds zur Verfügung
stehen.
Tabelle 4
Umrechnung des Schuldenstandes der Finanzstatistik in den Schuldenstand nach dem Maastricht-Vertrag
In Mrd. Euro
2001 2002 2003 2004 2005 2006
Ist Schätzung







+ Schulden der Sozialversicherung 2,3 3,0 5,3 4,2 3,0 2,0
+ Münzumlauf 7,2 4,2 5,0 5,5 6,0 6,5
+ Differenz zwischen Nominal- und abgezinstem Wert der unver- 0,5 0,5 0,4 0,4 0,4 0,4
zinslichen Schatzanweisungen und Finanzierungsschätze
+ Kassenverstärkungskredite 19,6 24,1 31,9 34,8 39,0 43,0
– Schulden der Gebietskörperschaften bei der Sozialversicherung 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4 0,4
– Versorgungsrücklagen 0,7 1,5 1,8 2,2 2,5 2,8







Schuldenstand in % des Bruttoinlandsprodukts 58,3 59,7 63,1 65,1 66,6 67,1
Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
Für die Länderhaushalte wird für dieses Jahr ein
Rückgang der Finanzierungsdefizite um 5 Mrd.
Euro auf 20 Mrd. Euro prognostiziert. Allerdings
ist diese Entwicklung vor allem darauf zurückzu-
führen, dass einige westdeutsche Länder von ihren
Landesbanken einmalige Vermögensübertragungen
in Höhe von 3 Mrd. Euro erhalten. Doch auch die
rückläufigen Ausgaben tragen dazu bei. Von den
Einschnitten im öffentlichen Dienst profitieren die
Länderhaushalte wegen ihres hohen Personalkos-
tenanteils in besonderer Weise. In der Schätzung
ist unterstellt, dass die Länder ihre Einsparungen
im Zusammenhang mit den Änderungen beim
Wohngeld in voller Höhe an die Gemeinden wei-
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tergeben – eine Annahme, die sich vor dem Hin-
tergrund der Erfahrungen durchaus als brüchig er-
weisen kann, denn schon früher haben die Länder
mitunter Mittel, die sie an die Gemeinden „durch-
leiten“ sollten, für eigene Zwecke verwendet. Für
2006 wird eine Stagnation bei den Einnahmen der
Länder wie auch bei deren Ausgaben erwartet.
Aufgrund des Sondereffekts in diesem Jahr wer-
den aber die Defizite sogar geringfügig höher aus-
fallen, wobei in Ostdeutschland die degressiv ge-
staffelten Ergänzungszuweisungen des Bundes zu
berücksichtigen sind.
Die finanzielle Lage der Gemeinden dürfte sich
weiter entspannen. Nach dem massiven Einbruch
bei den Einnahmen aus der Gewerbesteuer in den
Jahren 2001 bis 2003 hatte sich die Situation im
Vorjahr überraschend stark verbessert. Die Gewer-
besteuereinnahmen beliefen sich 2004 netto, d.h.
nach Abführung der Gewerbesteuerumlage an den
Bund und an die Länder, auf 20,4 Mrd. Euro; sie
lagen damit um 5,4 Mrd. Euro bzw. 36% über dem
Vorjahrsniveau. Dabei war die Umlage im Jahre
2004 gesenkt worden, um den Gemeinden trotz der
gescheiterten Finanzreform mehr Mittel zur Ver-
fügung zu stellen.15 Auch für dieses und das näch-
ste Jahr kann aufgrund der günstigen Gewinnent-
wicklung mit relativ hohen Mehreinnahmen ge-
rechnet werden.
Von großer Bedeutung für die Kommunalfinanzen
ist die Zusammenlegung von Arbeitslosen- und So-
zialhilfe zur „Grundsicherung für Arbeitssuchende“.
Ein Ziel dieser Maßnahme ist es, den Gemeinden
nicht länger die fiskalischen Lasten der Langzeitar-
beitslosigkeit aufzubürden; nunmehr trägt der Bund
die Aufwendungen der Grundsicherung. Die Entlas-
tung der Gemeinden an dieser Stelle um 9,5 Mrd.
Euro geht indes einher mit der Übernahme der
Wohn- und Heizkosten von Hilfeempfängern sowie
zusätzlichen Verwaltungskosten von über 11 Mrd.
Euro. Von den Ländern, die ja weniger Wohngeld
ausgeben werden, sollen die Gemeinden 2,5 Mrd.
Euro erhalten, so dass unter dem Strich eine Entlas-
tung der Kommunen in Höhe von 700 Mill. Euro
stehen soll; diese Mittel wiederum sollen für kom-
munale Investitionen und zum Ausbau der Kinder-
betreuung eingesetzt werden. Tatsächlich war den
Gemeinden in den Verhandlungen aber ein Betrag
von 2,5 Mrd. Euro garantiert worden, so dass noch
zusätzliche Mittel fließen müssen – jedenfalls
dann, wenn sich die Be- und Entlastungen wie ge-
plant entwickeln. Stehen die Kommunen besser
da, werden die Mittel entsprechend reduziert (Re-
visionsklausel).
Alles in allem dürften die Haushalte der Gemein-
den in diesem Jahr ausgeglichen abschließen und
im nächsten Jahr sogar einen kleinen Überschuss
erwirtschaften. Allerdings stellt sich die Finanzlage
der Gemeinden sehr  unterschiedlich dar; so bleibt
sie in strukturschwachen Regionen weiterhin ange-
spannt. Auch eignet sich der Finanzierungssaldo
nur bedingt als Beurteilungsmaßstab, da die Ge-
meinden auf drohende Defizite mit einer Kürzung
ihrer freiwilligen Ausgaben, also vor allem ihrer
Investitionen, reagieren.
Finanzpolitische Überlegungen
Zwar ist es den Gebietskörperschaften möglich,
ihre Haushaltsdefizite merklich abzubauen, aber
letztlich nur mittels umfangreicher Vermögensver-
käufe. Die fiskalischen Langzeitwirkungen einer
solchen Politik sind bekannt: In Zukunft müssen
die öffentlichen Haushalte auf Zins- bzw. Dividen-
deneinkommen aus diesem Vermögen verzichten;
dies verringert den Handlungsspielraum, der kurz-
fristig durch die Vermögensveräußerungen vergrö-
ßert worden ist. Im Hinblick auf die europäischen
Defizitregeln ist mit solchen Transaktionen kaum
etwas gewonnen; in Abgrenzung der VGR werden
die Fehlbeträge nur wenig reduziert und so die im
Stabilitätsprogramm formulierten Ziele verfehlt.
Die aktuelle Entwicklung spiegelt den Teufelskreis
wider, in dem sich die Politik befindet, denn das
Bemühen, auf die Einnahmenausfälle mit Ausga-
benkürzungen zu reagieren, gleicht dem Wettlauf
von Hase und Igel. Zunächst hatte die Politik den
Ausgabenanstieg gedrosselt, dann stagnierten die
Ausgaben, und nun sind sie sogar rückläufig. Und
dennoch überschreiten die Staatsdefizite die im
Vertrag von Maastricht vorgegebene Linie in Höhe
von 3% des nominalen Bruttoinlandsprodukts.
Die Ursachen der staatlichen Finanzkrisen sind
also in erster Linie auf der Einnahmenseite zu su-
chen, das heißt, Deutschland hat primär ein Ein-
nahmeproblem und kein Ausgabeproblem. Infolge
der hartnäckigen wirtschaftlichen Stagnation wie
auch durch die Steuerreform, die zwar zu Einnah-
meausfällen in Höhe von insgesamt nahezu 50 Mrd.
Euro führte, aber der Wirtschaft letztlich keine ent-
scheidenden Wachstumsimpulse zu geben ver-
mochte, sind in den Haushalten von Bund, Län-
dern und Gemeinden riesige Einnahmelücken ent-
standen: Allein für dieses Jahr errechnen sich
überschlägig 40 Mrd. Euro, wenn man die ge-
schätzten Steuern jenen gegenüberstellt, die bei
einer stetigen Wirtschaftsentwicklung16 nach 2000
zu erwarten gewesen wären.
15 Hinzu kamen Maßnahmen zur Verbreiterung der Bemessungsgrund-
lage, insbesondere Einschränkungen beim Verlustvortrag, die Hinzurech-
nung der Gesellschafterdarlehen in voller Höhe sowie die Aufhebung
der Möglichkeit, Verluste aus einer Organschaft mit laufenden Gewin-
nen zu verrechnen.
16 Unterstellt wurde ein nominaler Anstieg des Bruttoinlandsprodukts
um 2,5% im Jahresdurchschnitt.
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Vor diesem Hintergrund ist eine weitere Senkung
der direkten Steuern problematisch. Gehen die
Entlastungen mit Ausgabekürzungen einher, he-
ben sich expansive und restriktive Effekte auf; die
restriktiven Wirkungen dürften zunächst sogar
stärker sein.
Eher skeptisch fällt das Urteil aus, wenn die Erfah-
rungen aus der jüngsten Steuerreform bezüglich
ihrer Wachstumswirkung und damit „Selbstfinan-
zierung“ gewürdigt werden sollen. So sind die An-
lageinvestitionen der Unternehmen in den Jahren
2001 bis 2003 um fast ein Fünftel geschrumpft, und
auch die Konsumausgaben der privaten Haushalte
entwickelten sich äußerst schwach. Eine Steuerre-
form zum jetzigen Zeitpunkt sollte sich auf eine
Vereinfachung des Steuerrechts und eine Verbreite-
rung der Steuerbemessungsgrundlagen konzentrie-
ren. Sofern hier Mehreinnahmen realisiert werden
können, sind Steuererhöhungen an anderer Stelle
verzichtbar.
Bei der Erörterung höherer Mehrwertsteuersätze
sollte der Aspekt einer sachgerechteren Finanzie-
rung der sozialen Sicherung ebenso wie die Mög-
lichkeit von mehr Ausgaben für Bildung und Wis-
senschaft im Vordergrund stehen.17 Primäres Ziel
sollte nicht ein möglichst rascher Abbau der Defi-
zite sein; eine nachhaltige Konsolidierung wird
nicht ohne konjunkturellen Rückenwind erfolg-
reich sein können.18 Vor einer Politik, in einer la-
bilen wirtschaftlichen Lage die Defizite verringern
zu wollen, hat das DIW Berlin immer wieder ge-
warnt, denn auch die Finanzpolitik muss einen Bei-
trag zu einem günstigeren makroökonomischen
Umfeld leisten. Dies ist auch eine Voraussetzung
für den Erfolg arbeitsmarktpolitischer Reformen.
17 Vgl. hierzu auch Arbeitskreis Konjunktur: Tendenzen der Wirtschafts-
entwicklung, a.a.O.
18 Vgl. dazu ausführlich Arbeitskreis Konjunktur: Grundlinien der Wirt-
schaftsentwicklung 2005/2006. In: Wochenbericht des DIW Berlin,
Nr. 1-2/2005.
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